
        
    

 

Niedersächsische Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung  

des Corona-Virus-SARS-CoV-2 (Niedersächsische Corona-Verordnung) 

Gültig ab Sonntag, 10. Januar 2021 

Ab Sonntag, dem 10. Januar 2021 tritt erneut eine angepasste Niedersächsische Corona-Verordnung 

mit folgenden wesentlichen Änderungen in Kraft:  

Die Auflistung ist nicht abschließend, sondern soll lediglich eine grobe, verständliche Übersicht bieten. 

 

§ 2 – Kontaktbeschränkungen, Abstandsgebot  

(1) Jede Person darf sich in der Öffentlichkeit außerhalb der eigenen Wohnung nur allein oder mit 
Personen, die dem eigenen Hausstand angehören, und höchstens einer weiteren Person oder als 
Einzelperson mit mehreren Personen aus einem gemeinsamen Hausstand aufhalten. 
Begleitpersonen oder Betreuungskräfte, die erforderlich sind, um Menschen mit einer wesentlichen 
Behinderung oder Pflegebedürftigkeit eine Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen, 
werden nicht eingerechnet. Eine weitere Person ist zulässig, soweit diese Dritte im Sinne des § 1684 
Abs. 4 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Versammlungen im 
Sinne des § 2 des Niedersächsischen Versammlungsgesetzes.  
 
(2) Jede Person hat in der Öffentlichkeit, in den für einen Besuchs- oder Kundenverkehr geöffneten 
Einrichtungen und Veranstaltungen jeglicher Art sowie in den übrigen in dieser Verordnung 
geregelten Fällen soweit möglich einen Abstand von mindestens 1,5 Metern zu jeder anderen Person 
einzuhalten (Abstandsgebot); die Regelungen dieser Verordnung über Beschränkungen und Verbote 
von Veranstaltungen, Dienstleistungen und des Betriebs von Einrichtungen bleiben unberührt. Kann 
eine Person das Abstandsgebot in der Öffentlichkeit unter freiem Himmel nach Satz 1 nicht nur 
vorübergehend nicht einhalten, so hat sie eine Mund-Nasen-Bedeckung nach § 3 zu tragen; im 
Übrigen bleibt § 3 unberührt.  
 
(3) Die Kontaktbeschränkungen nach Absatz 1 und das Abstandsgebot nach Absatz 2 gelten nicht  

1. gegenüber den Personen im Sinne des Absatzes 1,  
2. (gestrichen)  
3. im Zusammenhang mit der Ausübung einer beruflichen Tätigkeit oder einer Tätigkeit zur 
Gefahrenabwehr,  
4. im Zusammenhang mit der Wahrnehmung eines politischen Mandats,  
5. bei Veranstaltungen und Sitzungen des Niedersächsischen Landtags, seiner Gremien und 
Fraktionen und von kommunalen Vertretungen, deren Gremien, Fraktionen und Gruppen sowie 
bei Versammlungen von Parteien und Wählergruppen zur Aufstellung ihrer Bewerberinnen und 
Bewerber nach den jeweiligen wahlrechtlichen Regelungen für bevorstehende Wahlen,  
6. im Bereich der beruflichen Aus-, Fort- oder Weiterbildung,  
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7. im Rahmen der Aus- und Fortbildung im Bereich des Brand- und Katastrophenschutzes sowie 
des Rettungsdienstes,  
8. im Rahmen von Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere der 
Sozialen Gruppenarbeit nach § 29 des Achten Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB VIII) sowie der 
Erziehung in einer Tagesgruppe nach § 32 SGB VIII,  
9. im Rahmen von Angeboten der Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII, der Jugendsozialarbeit nach § 
13 SGB VIII und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes nach § 14 SGB VIII,  
10. bei sportlicher Betätigung zu zweit oder mit Personen des eigenen Hausstands,  
11. beim Bringen und Abholen von Kindern und Jugendlichen zu und von den Einrichtungen und 
Angeboten nach den Nummern 8 und 9, Kindertageseinrichtungen (§ 12) und Schulen (§ 13).  

 
(4) Die Betreiberinnen und Betreiber einer Einrichtung und die Veranstalterinnen und Veranstalter 
einer Veranstaltung im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 haben auf die Pflicht zur Einhaltung des 
Abstandsgebots nach Absatz 2 hinzuweisen und auf die Einhaltung dieser Pflicht hinzuwirken.  
 
 
 
§ 6 – Regelungen für private Zusammenkünfte und Feiern  
 
(1) Private Zusammenkünfte und Feiern, die 
 
1. in der eigenen Wohnung oder anderen eigenen geschlossen Räumlichkeiten,  
2. auf eigenen oder privat zur Verfügung gestellten Flächen unter freiem Himmel wie zum Beispiel 
in zur eigenen Wohnung gehörenden Gärten oder Höfen oder  
3. in der Öffentlichkeit, auch in außerhalb der eigenen Wohnung zur Verfügung gestellten 
Räumlichkeiten, 
 
stattfinden, sind nur mit Personen des eigenen Hausstands und höchstens einer weiteren Person 
oder als Einzelperson mit mehreren Personen aus einem gemeinsamen Hausstand zulässig. Auch 
hier werden Begleitpersonen oder Betreuungskräfte, die erforderlich sind, um Menschen mit einer 
wesentlichen Behinderung oder Pflegebedürftigkeit eine Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu 
ermöglichen, nicht eingerechnet. Eine weitere Person ist zulässig, soweit diese Dritte im Sinne des § 
1684 Abs. 4 Satz 3 BGB ist. 
 
(2) Private Zusammenkünfte und Feiern, die die in Absatz 1 genannten Anforderungen nicht erfüllen, 
sind verboten.  
 
 
§ 11 – Kindertagespflege, private Kinderbetreuung  
 
(1) Ausgenommen von den §§ 1 bis 3 ist neben der Betreuung von Kindern in Kindertagespflege nach 
§ 43 SGB VIII auch die sonstige private Betreuung von fremden Kindern in Kleingruppen einschließlich 
des Bringens und Abholens der Kinder. Die betreuende Person hat geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Gefahr einer Infektion der eigenen Person und der betreuten Kinder mit dem 
Corona-Virus SARS-CoV-2 zu vermindern. Während des gesamten Betreuungszeitraums ist die 
betreuende Person zur Dokumentation der Zeiten, in denen sie Kinder betreut, sowie zur 
Datenerhebung und Dokumentation verpflichtet. Dies gilt auch für Betreuungsangebote für Gruppen 
von Kindern in Familienferienstätten, Familien- und Erwachsenenbildungsstätten, 
Mehrgenerationenhäusern und ähnlichen Einrichtungen entsprechend mit der Maßgabe, dass eine 
Begrenzung auf bis zu 10 gleichzeitig anwesende, fremde Kinder gilt. 
 
(2) Abweichend von Absatz 1 gelten bis zum Ablauf des 31. Januar 2021 für die Betreuung fremder 
Kinder von mehreren Tagespflegepersonen in Zusammenarbeit, also in der sogenannten 



Großtagespflege, die in § 12 Abs. 1 Satz 6 genannten höchstens zulässigen Zahlen der betreuten 
Kinder entsprechend, sofern nicht eine räumliche Trennung der durch eine Tagespflegeperson 
betreuten Kinder von den durch eine andere Tagespflegeperson in Zusammenarbeit betreuten 
Kinder gewährleistet ist. 
 
 
 
§ 12 – Kindertageseinrichtungen  
 
(1) Bis zum Ablauf des 31. Januar 2021 ist der Betrieb von Kindertageseinrichtungen und 
Kinderhorten untersagt. Ausgenommen ist die Betreuung von Gruppen, in denen sich ausschließlich 
Kinder befinden, denen Hilfe nach dem Neunten Buch des Sozialgesetzbuchs gewährt wird. Ferner 
ausgenommen ist die Notbetreuung in kleinen Gruppen. Die Notbetreuung ist unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Kapazitäten auf das notwendige und epidemiologisch vertretbare 
Maß zu begrenzen. Die höchstens zulässige Zahl der in einer kleinen Gruppe nach Satz 3 betreuten 
Kinder richtet sich nach der Altersstruktur in dieser Gruppe. Die höchstens zulässige Zahl der 
betreuten Kinder darf in einer kleinen Gruppe, in der 
 

1. überwiegend Kinder unter drei Jahren betreut werden (Krippe), in der Regel 8 Kinder, 
 
2. überwiegend Kinder von der Vollendung des dritten Lebensjahres bis zur Einschulung betreut 
werden (Kindergarten), in der Regel 13 Kinder und 
 
3. überwiegend Kinder von der Einschulung bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres betreut 
werden (Hort), in der Regel 10 Kinder 

 
nicht überschreiten. Eine Überschreitung der höchstens zulässigen Zahl der betreuten Kinder in einer 
kleinen Gruppe ist unter Berücksichtigung der räumlichen, personellen und organisatorischen 
Kapazitäten zulässig. 
 
Die Notbetreuung dient dazu, Kinder aufzunehmen, 
 

1. bei denen mindestens eine Erziehungsberechtigte oder ein Erziehungsberechtigter in 
betriebsnotwendiger Stellung in einem Berufszweig von allgemeinem öffentlichem Interesse tätig 
ist,  
 
2. bei denen ein Unterstützungsbedarf, insbesondere ein Sprachförderbedarf, besteht oder  
 
3. die zum kommenden Schuljahr schulpflichtig nach § 64 Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen 
Schulgesetzes werden. 

 
Zulässig ist auch die Betreuung in besonderen Härtefällen wie etwa für Kinder, deren Betreuung zur 
Sicherung des Kindeswohls erforderlich ist, sowie bei drohender Kündigung oder erheblichem 
Verdienstausfall für mindestens eine Erziehungsberechtigte oder einen Erziehungsberechtigten. 
 
(2) Während der Betreuung in einer kleinen Gruppe nach Absatz 1 Satz 6 Nr. 3 (Kinderhort) hat jede 
Person eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, wenn aufgrund der örtlichen Gegebenheiten die 
Einhaltung des Abstandsgebots nach § 2 Abs. 2 Satz 1 nicht gewährleistet werden kann. 
Ausgenommen davon sind Kinder bis zur Einschulung. 
 
(3) In allen Kindertageseinrichtungen ist der ‚Niedersächsische Rahmen-Hygieneplan Corona 
Kindertagesbetreuung‘ vom 10. Januar 2021, veröffentlicht auf der Internetseite des 
Kultusministeriums 



(https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/fragen_und_antworten_fragen_und_antwo
rten_zum_derzeit_eingeschrankten_betrieb_an_kindertageseinrichtungen/fragen-undantworten-zu-
einrichtungsschliessung-und-notbetreuung-fur-kindertageseinrichtungen-186238.html), ergänzend 
zu den Hygieneplänen nach § 36 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) zu beachten. 
 
(4) Die Vorgaben des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder und der Verordnung über 
Mindestanforderungen an Kindertagesstätten sowie über die Durchführung der Finanzhilfe zu der 
Qualifikation des erforderlichen Personals sind ausgesetzt, soweit der Träger einer 
Kindertageseinrichtung aufgrund der Auswirkungen der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2 
ausfallendes Personal nicht durch geeignete Fach- und Betreuungskräfte ersetzen kann. Dies gilt 
sowohl für den Fall, dass das Personal aufgrund einer Erkrankung an COVID-19 oder aufgrund eines 
positiven SARS-CoV-2-Tests nicht in der Kindertageseinrichtung tätig werden kann, als auch für den 
Fall, dass der Träger das Personal aufgrund einer erforderlichen Quarantäne oder aufgrund der 
Zugehörigkeit zu einer Risikogruppe nicht für die Arbeit am Kind einsetzen kann. 
 
 
 
§ 13 – Schulen 
 
(1) Bis zum Ablauf des 31. Januar 2021 ist der Schulbesuch an allen Schulen untersagt, ausgenommen 
hiervon ist der Schulbesuch für schriftliche Arbeiten. Von der Untersagung ausgenommen sind ferner  
 

1.) der 9. und der 10. Schuljahrgang, soweit an der Schule in diesen Schuljahrgängen im Schuljahr 
2020/2021 Abschlussprüfungen vorgesehen sind, 
 
2.) der Sekundarbereich II, soweit an der Schule in Lerngruppen dieser Schuljahrgänge im 
Schuljahr 2020/2021 Abschlussprüfungen vorgesehen sind,  
 
3.) ab dem 18. Januar 2021 die Schuljahrgänge 1 bis 4 und 
 
4.) ab dem 18. Januar 2021 die Förderschulen im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung. 

 
Der Unterricht, außerunterrichtliche Angebote der Ganztagsschule sowie sonstige schulische 
Veranstaltungen der nach Satz 2 von der Untersagung ausgenommenen Schuljahrgänge finden 
grundsätzlich in geteilten Lerngruppen statt. Die Lerngruppen nach Satz 3 sollen in ihrer 
Personenzusammensetzung möglichst unverändert bleiben. Die Gruppengröße darf in der Regel 16 
Personen nicht überschreiten. Außerhalb von Unterrichts- und Arbeitsräumen hat jede Person eine 
Mund-Nasen-Bedeckung in von der Schule besonders gekennzeichneten Bereichen zu tragen, in 
denen aufgrund der örtlichen Gegebenheiten die Einhaltung des Abstandsgebots nicht gewährleistet 
werden kann. Darüber hinaus besteht die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung in 
Unterrichts- und Arbeitsräumen während des Unterrichts. Abweichend darf die Mund-Nasen-
Bedeckung in Unterrichts- und Arbeitsräumen abgelegt werden, soweit und solange die pflichtige 
Person einen Sitzplatz eingenommen hat und das Abstandsgebot eingehalten wird. Schulfahrten sind 
für die Dauer der Maßnahme untersagt. (Schulfahrten sind Schulveranstaltungen, die mit Fahrtzielen 
außerhalb des Schulstandortes verbunden sind, mit denen definierte Bildungs- und Erziehungsziele 
verfolgt werden; dazu zählen auch Schüleraustauschfahrten und Schullandheimaufenthalte sowie 
unterrichtsbedingte Fahrten zu außerschulischen Lernorten). Für Schülerinnen und Schüler, die 
aufgrund der Teilung der Lerngruppe zeitweise nicht am Präsenzunterricht teilnehmen, gilt die 
Schule in dieser Zeit als vorübergehend geschlossen im Sinne des § 56 Abs. 1 a Satz 1 Nr. 1 IfSG.  
 
(2) Für die Dauer der Maßnahme nach Absatz 1 ist die Notbetreuung in kleinen Gruppen an Schulen 
für Kinder in Schulkindergärten und für Schülerinnen und Schüler in der Regel der Schuljahrgänge 1 
bis 6 in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr zulässig. Über diesen Zeitraum hinaus kann eine zeitlich 
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erweiterte Notbetreuung an Ganztagsschulen stattfinden. Die Notbetreuung ist auf das notwendige 
und epidemiologisch vertretbare Maß zu begrenzen. Die Notbetreuung dient dazu, Kinder 
aufzunehmen, bei denen mindestens eine Erziehungsberechtigte oder ein Erziehungsberechtigter in 
betriebsnotwendiger Stellung in einem Berufszweig von allgemeinem öffentlichem Interesse tätig ist. 
Zulässig ist auch die Betreuung in besonderen Härtefällen wie etwa für Kinder, deren Betreuung 
aufgrund einer Entscheidung des Jugendamtes zur Sicherung des Kindeswohls erforderlich ist, sowie 
bei drohender Kündigung oder erheblichem Verdienstausfall für mindestens eine 
Erziehungsberechtigte oder einen Erziehungsberechtigten. 
 
(3) Im Übrigen ist an allen Schulen der ‚Niedersächsische Rahmen-Hygieneplan Corona Schule‘ vom 
8. Januar 2021, veröffentlicht auf der Internetseite des Kultusministeriums 
(https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/schule-neues-schuljahr-190409.html), 
ergänzend zu den Hygieneplänen nach § 36 IfSG zu beachten.  
 
(4) Schulen im Sinne des Absatzes 1 sind alle öffentlichen allgemein bildenden und berufsbildenden 
Schulen, Schulen in freier Trägerschaft einschließlich der Internate, alle Schulen für andere als 
ärztliche Heilberufe, Tagesbildungsstätten sowie Landesbildungszentren.  
 
 
 
§ 14 a – Außerschulische Bildung  
 
Im Bereich der außerschulischen Bildung, vor allem in Volkshochschulen, Musikschulen und 
Einrichtungen der kulturellen Bildung, ist der Präsenzunterricht untersagt. Weiterhin zulässig sind die 
Durchführung von Prüfungen und die Bildungsberatung, soweit die Vorgaben des § 2 Abs. 2 
eingehalten werden. 
 
 
 
§ 18 – Weitergehende Anordnungen  
 
Die örtlich zuständigen Behörden können weitergehende Anordnungen treffen, soweit es im 
Interesse des Gesundheitsschutzes erforderlich ist. Sie können insbesondere für bestimmte 
öffentliche Plätze, Parkanlagen und ähnliche Orte in ihrem Zuständigkeitsbereich generelle 
Betretungsverbote erlassen oder zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung verpflichten. Die örtlich 
zuständigen Behörden können zudem in Bezug auf Landkreise und kreisfreie Städte mit einer 7-
Tages-Inzidenz von 200 oder mehr Neuinfektionen je 100 000 Einwohnerinnen und Einwohner den 
Bewegungsradius jeder Person auf 15 Kilometer um den Wohnsitz beschränken. Es sind 
Ausnahmen bei Vorliegen eines triftigen Grundes, insbesondere einer notwendigen medizinischen, 
psychosozialen oder veterinärmedizinischen Behandlung, der Wahrnehmung einer beruflichen 
Tätigkeit und des Besuchs naher Angehöriger, wenn diese von Behinderung betroffen oder 
pflegebedürftig sind, vorzusehen. Insbesondere Reisen und tagestouristische Ausflüge stellen keine 
triftigen Gründe dar. Bei Anordnungen, die Kindertageseinrichtungen oder Schulen betreffen, sind 
vorrangig Maßnahmen in Betracht zu ziehen, die ein Aufrechterhalten des jeweiligen Betriebs 
ermöglichen. 
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Ebenfalls geändert – mit Wirkung ab dem 11. Januar 2021 – ist die  
 
 

Niedersächsische Verordnung 
zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende 

zur Eindämmung des Corona-Virus (Niedersächsische Quarantäne-Verordnung) 
vom 6. November 2020 

 
Demnach sind Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg aus dem Ausland nach Niedersachsen 
einreisen und sich zu einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb von zehn Tagen vor ihrer Einreise in 
einem Risikogebiet aufgehalten haben, verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise auf direktem 
Weg in die eigene Wohnung, an den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts oder in eine andere 
geeignete Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von zehn Tagen nach ihrer Einreise 
ständig dort abzusondern. Dies gilt auch für Personen, die zunächst in ein anderes Land der 
Bundesrepublik Deutschland eingereist sind. Diesen verpflichteten Personen ist es in diesem 
Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem eigenen Hausstand 
angehören. 
 
Ferner sind diese Personen verpflichtet, entweder höchstens 48 Stunden vor der Einreise oder 
unmittelbar nach der Einreise eine Testung auf das Corona-Virus SARS CoV-2 vorzunehmen und das 
Testergebnis auf Papier oder in einem elektronischen Dokument in deutscher, englischer oder 
französischer Sprache innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise der zuständigen Behörde auf 
Verlangen unverzüglich vorzulegen.  
 
Risikogebiet im Sinne des Absatzes 1 ist ein Staat oder eine Region außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, der oder die zum Zeitpunkt der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland als 
Risikogebiet im Sinne des § 2 Nr. 17 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) mit einem erhöhten Risiko 
für eine Infektion mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 eingestuft ist. 
 
 
 
 
Die vollständige Auflistung der Änderungen vom 08. Januar 2021, sowie eine Gesamtfassung der 
Niedersächsischen Verordnung über infektionsschützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des 
Corona-Virus (Niedersächsische Corona-Verordnung) und der Niedersächsischen Verordnung zu 
Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur Eindämmung des Corona-Virus 
(Niedersächsische Quarantäne-Verordnung) – jeweils in der Lesefassung mit den farbig markierten 
Änderungen – erhalten Sie unter https://bienenbuettel.de/informationen-zum-corona-virus.html 
 
 
Weitere allgemeine Informationen rund um das Thema „Corona-Virus“ erhalten Sie auf der 
Homepage der Gemeinde Bienenbüttel unter www.bienenbuettel.de oder auf der Homepage des 
Landkreises Uelzen unter www.landkreis-uelzen.de. 
 
 
 

Stand 08.01.2021, 13.00 Uhr 
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